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Das Bild bleibt unvollständig
Die Zahlen von rassistischen Anschlägen und Demonstrationen 
unterscheiden sich erheblich
Die rassistischen Angriffe auf bewohnte oder geplante Unterkünfte von Geflüchteten haben 
drastisch zugenommen. Über 70 Brandstiftungen zählen unabhängige Recherchen bislang im 
Jahr 2015. In der Berichterstattung wird immer wieder auf Zahlen des Innenministeriums be-
ziehungsweise des Bundeskriminalamts zurückgegriffen. Eine qualitative Auseinandersetzung 
mit diesen erfolgt jedoch meist nicht.
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Am 12. Oktober 2014, also vor knapp einem 
Jahr, flogen in Groß Lüsewitz bei Rostock 

zwei Molotovcocktails gegen eine Asylunter-
kunft. Zu dieser Zeit waren hier bereits acht 
Familien untergebracht. Monate später konnten 
zwei Tatverdächtige festgenommen werden, diese 
sitzen seit August in Untersuchungshaft. Die 
Staatsanwaltschaft erhob nun Anklage wegen 
versuchten Mordes. In den Zahlen der Bundesre-
gierung zu Angriffen gegen Asylunterkünfte 
sucht man Groß Lüsewitz vergebens.

Einmal pro Quartal veröffentlicht das Bundes-
ministerium des Innern diese Zahlen inklusive 
einer Liste, welche die Delikte einzeln aufschlüs-
selt. Das Ergebnis scheint eindeutig: 173 rechte 
Straftaten gegen Asylunterkünfte im ersten 
Halbjahr 2015. Das sind fast dreimal so viele wie 
in der ersten Jahreshälfte 2014 (75). Im Oktober 
sprach Innenminister De Maizière von mehr als 
490 Straftaten im laufenden Jahr. Die aktuelle 
Drucksache des Bundestages lag bei Redaktions-
schluss noch nicht vor. Die Äußerungen De Maizi-

ères deuten aber darauf hin, dass sich die Angrif-
fe im 3. Quartal im Vergleich zu den Vormonaten 
erneut mehr als verdoppelt haben. Doch dürften 
auch diese Zahlen unvollständig sein. In den 
Auflistungen des Bundesinnenministeriums feh-
len immer wieder Delikte. Dies zeigt ein Abgleich, 
den wir mit Dokumentationen verschiedener 
unabhängiger Beobachtungsstellen rechter 
Gewalt in den ostdeutschen Bundesländern 
durchgeführt haben. 

Tröglitz und Escheburg – zwei von vielen

Die offiziellen Daten basieren auf den Ergeb-
nissen der einzelnen Polizeibehörden vor Ort, 
welche diese an das BKA melden. Häufig wird in 
Pressemeldungen die Gesamtzahl der genannten 
Delikte zitiert. In der Statistik werden jedoch 
sämtliche Straftaten am »Tatort oder mit dem 
Ziel« Asylunterkunft geführt. Es finden also auch 
Taten Eingang, die im Zusammenhang mit zivil-
gesellschaftlichen Interventionen zum Schutz 
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von Asylunterkünften stattgefunden 
haben. Bezieht man sich jedoch wie 
eingangs ausschließlich auf die PMK-
rechts-Fälle, laufen wir Gefahr ver-
schiedene Delikte, bei denen eine 
rassistische Motivation durch die 
Behörden nicht erkannt wurde, aus-
zuklammern. Rassismus als Tatmotiv 
anzuerkennen war in der Vergangen-
heit bekanntlich keine Stärke der 
Ermittlungsbehörden. Konkret für 
die Zahlen des ersten Halbjahres 
bedeutet dies, dass etwa die Brand-
anschläge in Tröglitz (Sachsen-
Anhalt) im April und in Escheburg 
(Schleswig-Holstein) im Februar kei-
ne Berücksichtigung finden, da sie 
nicht unter PMK-rechts geführt wer-
den. Bei erst genanntem Anschlag 
gibt es aufgrund der monatelangen 
rassistischen Hetze und Bedrohungen 
im Ort begründeten Anlass von einem 
rechten Anschlag auszugehen. Zur 
Zeit als das Feuer gelegt wurde, 
wohnten zwei Personen in dem 
Gebäude, deren Leben durch das Feu-
er bedroht wurde. Der Dachstuhl des 
Gebäudes brannte völlig aus. Aufge-
führt wird Tröglitz aktuell als schwe-
re Brandstiftung, nicht aber als ver-
suchter Mord. Die Ermittlungen 
waren zunächst, wie bei vielen ver-
gleichbaren Fällen, unergiebig. Erst 
im Oktober konnte erstmals ein Tat-
verdächtiger ermittelt werden, dieser 
sympathisiert laut Medienberichten 
mit der NPD. In Escheburg hingegen 
war die rassistische Motivation des 
mittlerweile verurteilten Brandstif-
ters bald bekannt. Dieser gab vor 
Gericht an, aus Angst um die Idylle 
im Ort gehandelt zu haben. 

Zusätzlich zu den Fällen, bei 
denen die PMK-Zuordnung zu kriti-
sieren ist, gibt es immer wieder 
Angriffe, egal ob Sachbeschädigun-
gen oder Körperverletzungen, die 

nicht in der Statistik des BMI aufge-
führt werden. Einige dieser Fälle 
könnten im Verlauf des Jahres nach-
gemeldet werden, da die Zahlen je 
nach Abfragedatum und Ermittlungs-
stand nachträglich aktualisiert wer-
den. Sicher ist das aber nicht. 

Versuchte Brandstiftung oder 
»nur« Sachbeschädigung

Auch die in der Liste verwandten 
Straftatbestände werfen Fragen auf. 
Zu den am häufigsten registrierten 
Delikten gehören Sachbeschädigun-
gen, Volksverhetzungen und das Ver-
wenden von Kennzeichen verfas-
sungswidriger Organisationen. Doch 
auch schwere Körperverletzungen, 
Bedrohungen und Brandstiftungen 
werden geführt. Von diesen Daten 
zurück auf das konkrete Geschehen 
zu recherchieren erweist sich, vor 
allem da wo unabhängige Beobach-
tungsstellen fehlen, als schwierig. 
Die folgenden zwei Beispiele zeigen 
jedoch wie problematisch eine Nicht-
überprüfung ist. So meldet die RAA 
Sachsen e.V für den 3. Juni 2015 eine 
versuchte Brandstiftung in ihrer 
Chronik rechter Gewalt. Hier heißt es 
mit Bezug auf Presse- und Polizei-
meldungen: »Unbekannte haben in 
der Nacht zu Mittwoch einen Brand-
anschlag auf das Asylbewerberheim 
in Hoyerswerda verübt. Nach Polizei-
angaben warfen sie einen Behälter 
mit brennbarer Flüssigkeit in Rich-
tung der Notunterkunft, in der sich 
zu diesem Zeitpunkt 27 Asylbewerber 
aufhielten.« In der Liste des BMI fin-
det sich für den 3. Juni in Hoyers-
werda jedoch lediglich eine Störung 
des öffentlichen Friedens durch 
Androhung von Straftaten und eben 
keine versuchte Brandstiftung.

Ein ähnlicher Fall in Branden-
burg: Hier berichtete der 
Verein Opferperspektive am 
4. November 2014, dass in 
der Nähe einer zukünftigen 
Notunterkunft in Senften-
berg ein Molotovcocktail 
gefunden wurde, welcher 
offensichtlich sein Ziel ver-
fehlte. Außerdem wurde an 
dem Gebäude die Parole 
»Werden hier Asylbewerber 
wohnen, werden hier bald 
Flammen lodern« ange-
bracht. Versuchte Brandstif-
tung sucht man erneut ver-
gebens in der Liste des BMI. 
Auffindbar ist lediglich ein 

Eintrag für den Vortag, der eine Sach-
beschädigung angibt.

Auch der Tatbestand versuchter 
Mord fand sich hier bislang nicht. De 
Maizière nannte diesen nun erstma-
lig in einer Stellungnahme zu den 
aktuellen Entwicklungen. Den aufge-
schlüsselten Zahlen des 3. Quartals 
werden wir möglicherweise entneh-
men können, wo entsprechend ermit-
telt wird. Immer häufiger finden der-
ze i t  Brandst i f tungen auch an 
bewohnten Unterkünften statt. 
Dabei wird der Tod von Menschen bil-
l igend in Kauf genommen. Der 
Umstand, dass die aktuellen Anschlä-
ge bislang noch keine Todesopfer 
gefordert haben, ist da beinahe 
glücklich.

Zunahme rassistischer 
Mobilisierungen wird ignoriert

Die Zunahme von Anschlägen auf 
Unterkünfte für Geflüchtete steht im 
Zusammenhang mit einem Anstieg 
rassistischer Aufmärsche generell 
und einem öffentlich geführten Dis-
kurs, der Geflüchteten immer wieder 
ihre Fluchtgründe abspricht und sie 
nur allzu oft als Gefahr darstellt. Tat-
sächlich sind die Zahlen der Angriffe 
gegen Unterkünfte Ende 2014 
sprunghaft angestiegen, also genau 
dann als PEGIDA in Dresden und die 
verschiedenen anderen GIDAs im 
Bundesgebiet zahlenmäßig am 
Stärksten waren und im Fokus der 
Öffentlichkeit standen.

Ein Blick auf die Zahlen der Bun-
desregierung zu extrem rechten Auf-
märschen zeigt aber, wie ein Großteil 
der aktuellen Mobilisierungen hier 
schlicht ignoriert wird. So finden 
sich zwar verschiedene GIDA-Aufmär-
sche in der Aufstellung, jedoch nur 
wenn bei diesen eine neonazistische 
Dominanz oder  gar  Steuerung 
erkannt wird. Gerade das Dresdner 
Original mit den größten Teilneh-
merInnenzahlen fehlt aber komplett, 
ebenso HOGESA. Auch keiner der 
anderen sächsischen GIDA-Aufmär-
sche ist in den Zahlen enthalten, 
auch dann nicht, wenn er wie in 
Leipzig das bevorzugte Betätigungs-
feld von Neonazi-Hooligans ist. Mit 
der Verengung auf einen einseitigen 
Rechtsextremismus-Begriff, welcher 
sich lediglich auf organisierte Struk-
turen und Parteien beschränkt, ist es 
den Behörden erneut nicht möglich 
die aktuellen Entwicklungen adäquat 
einzuordnen. Gelistet wird nur, was 

PMK-rechts 
geführte Strafta-
ten gegen Asyl-

unterkünfte.
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allzu offensichtlich neonazistisch ist. 
Aggressiver Rassismus und andere 
Bestandteile extrem rechter Ideologie 
auf der Straße allein qualifizieren 
offenbar nicht dafür, seitens der Ins-
titutionen in den Fokus zu geraten. 
Wo Rassismus außerhalb von extrem 
rechten Parteien und Kameradschaf-
ten propagiert wird, wird er also 
nicht als solcher erkannt. Häufig 
wird dabei das Bild der vermeintlich 
berechtigten Ängste »besorgter Bür-
ger« bemüht. Es sind aber eben 
genau diese, welche sich als »Voll-
strecker des Volkszorns« der geisti-
gen Unterstützung aus ihrem sozia-
len Umfeld in Nachbarschaft oder 
Betrieb gewiss sein dürften.

Wie hoch die Diskrepanz zwi-
schen unabhängiger Beobachtung 
und offizieller Darstellung ist, zeigen 
unsere Dokumentationen zu rechten 
Aufmärschen in Berlin. Im Zeitraum 
Oktober 2014 bis März 2015 wurden 
durch das BMI genau drei Veranstal-
tungen der extremen Rechten in Ber-
lin vermeldet. Alle drei werden der 
NPD zugerechnet. Unerwähnt bleiben 
die allein Ende des Jahres 2014 drei-
mal wöchentlich stattgefundenen, 
rassistischen Aufmärsche in den 
Randbezirken der Stadt, bei denen 
ein Großteil der Infrastruktur inklu-
sive der RednerInnen und OdnerIn-
nen aus bekannten Neonazistruktu-
ren kamen und welche gern unter 
dem Label »Nein zum Heim« bezie-
hungsweise einer »Bürgerinitiative« 
auftraten. Dadurch fehlen rassisti-
sche Aufmärsche mit bis zu 1.000 
Personen in Marzahn-Hellersdorf, 
ganz zu schweigen vom extrem-rech-
ten Potpourri aus Identitärer Bewe-
gung, Pro Deutschland, AfD, NPD und 
Holocausleugnern al á BÄRGIDA, dass 
sich seit Jahresbeginn jede Woche in 
der Stadt versammelt. So zählen wir 
im selben Zeitraum nicht drei son-
dern 56 Veranstaltungen mit nicht 
nur 300 TeilnehmerInnen, sondern 
insgesamt ca. 10.000 Personen. Zah-
len, die auf die hohe Regelmäßigkeit 
zurückgehen, mit der Rassismus der-
zeit auch auf Berliner Straßen propa-
giert wird.

Lieber genau hinsehen

Durch das unhinterfragte Über-
nehmen der Zahlen des BMI in der 
Berichterstattung wird fataler weise 
die behördliche Deutungshoheit über 
die aktuellen rassistischen Ausschrei-
tungen anerkannt und weiterverbrei-

tet. Wer das tatsächliche Ausmaß 
beschreiben will, recherchiert jedoch 
auch weiterhin lieber selbst. Da die 
Zahlen nur alle drei Monate veröf-
fentlicht werden und häufig schon 
wenige Tage später völlig veraltet 
sind, greifen verschiedene Pressestel-
len auch auf aktuellere Zahlen des 
BKA zurück. Diese werden jedoch in 
keiner Weise aufgeschlüsselt. Eine 
Überprüfung der Zahlen ist so 
unmöglich. Welche Delikte berück-
sichtigt wurden, darüber kann nur 
gerätselt werden. Allein im Bereich 
von Brandstiftungen liegen die Zah-
len unserer eigenen Recherchen circa 
dreimal höher. 

Eine generelle Tendenz liefern die 
offiziellen Zahlen also nur zum Teil, 
auch wenn das Anwachsen rassisti-
scher Gewalt derart offensichtlich ist, 
dass diese auch trotz ungenauer 
Daten erkennbar ist. Das tatsächliche 
Ausmaß von rassistischen Angriffen 
sowie Aufmärschen liegt mit Sicher-
heit aber höher. Mit einer unabhän-
gigen Dokumentation in allen Bun-
desländern wäre schon viel gewon-
nen. Neben den Zahlen gilt dies vor 
allem auch für eine qualitative Ein-
schätzung, welche nicht durch die 
Brille einer völlig diskreditierten Ext-
remismustheorie erfolgen würde.

Die Debatte um rechten Terror

Vermehrt wird nun darüber dis-
kutiert, um wen es sich bei den 
BrandstifterInnen handelt. Für die 
Mehrheit der Brandanschläge sind bis 
jetzt keine Tatverdächtigen ermittelt 
worden. Hinweise auf eine überregio-
nale-koordinierte Struktur finden 
sich derzeit nicht. Dieser bedarf es 
wohl auch nicht. Vor Ort gibt es 
genügend gewaltbereites rassisti-
sches Potential und das nötige Know-
How liefert ein kurzer Blick ins Inter-
net. So ist es auch nicht in organi-
sierte Strukturen eingebundenen 
RassistInnen problemlos möglich 
Anschläge zu verüben. Aber auch von 
einer Wissensweitergabe der alten, 
noch immer aktiven Hoyerswerda-
Generation an neue potentielle 
BrandstifterInnen ist auszugehen. 
Wenn nun eine Debatte aufkommt, 
ob es sich bei der aktuellen Gewalt 
um eine Form rechten Terrors han-
delt, dürfen aber nicht lediglich die 
bekannten Konzepte von im Unter-
grund agierender Gruppen herange-
zogen werden. Vielmehr ist rassisti-
sche Gewalt derzeit konsensfähig in 

vielen Ortschaften. Die Debatte birgt 
somit auch die Gefahr rechte Gewalt 
einmal mehr als gesellschaftliches 
Randphänomen abzuhaken. Auffällig 
ist, dass offenbar bei vielen Brandan-
schlägen eine genaue Kenntnis über 
Gebäude und Umfeld vorhanden ist. 
Anders sind Anschläge wie in Nauen 
(Brandenburg), wo gezielt Gas in ein 
unbewohntes Gebäude geleitet wurde 
um dieses zur Explosion zu bringen, 
nicht denkbar.

Gegenstrategien entwickeln

Die Verharmlosung rechter Gewalt 
und eine nicht stattgefundene Straf-
verfolgung haben in den neunziger 
Jahren das Entstehen des NSU mit 
ermöglicht. Wenn heutzutage einmal 
mehr der Gefahr, die von RassistIn-
nen ausgeht, aufgrund mangelhafter 
Analysen nicht entgegengewirkt 
wird, stellt sich die Frage, was die 
Behörden seit dem dazu gelernt 
haben.

Aufgabe antifaschistischer Grup-
pen muss sein, Rassismus immer wie-
der auch als solchen zu benennen 
und als das wahrscheinlichste Tatmo-
tiv in die öffentlichen Debatten zu 
tragen. Dabei gilt es bei schieren 
Menge an Angriffen nicht den Über-
blick zu verlieren und gemeinsam mit 
Refugees eine Strategie zu entwi-
ckeln. Kritischer Journalismus kann 
dazu seinen Beitrag leisten. Dafür 
sollten Zahlen staatlicher Stellen 
aber nicht widerspruchslos übernom-
men werden.

Kilian Behrens

Brandanschläge  
und Sprengstoff-
delikte gegen  
Asylunterkünfte 
2015. 

| (c) rechtesland.de, 
Stand Oktober 2015

Eine Visualisie-
rung von Angrif-
fen gegen Asylun-
terkünfte und den 
aktuellen Brand-
anschlägen findet 
sich auf rechtes-
land.de
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»Hoyerswerda als Vorbild« 
Erinnerung an den Brandanschlag von Hünxe im Oktober 1991
Anfang der 1990er Jahre gab es eine große Anzahl von Anschlägen gegen Geflüchtete. Wir möchten an dieser 
Stelle an einen Brandanschlag erinnern, der damals wenig Beachtung bekam. Zwei Mädchen im Alter von 
sechs und acht Jahren erlitten schwerste Verbrennungen und leiden auch heute noch darunter.

In der Nacht zum 3. Oktober 1991 
werden bei einem Brandanschlag 

auf eine Unterkunft für Geflüchtete 
im nordrheinwestfälischen Hünxe 
zwei Kinder verletzt. Die drei Täter, 
André C., Jens G. und Volker L. bege-
ben sich, nachdem sie gemeinsam 
den »Tag der deutschen Einheit« 
gefeiert haben, mit selbst gebauten 
Brandsätzen zu einem Wohnheim, in 
dem Geflüchtete untergebracht sind. 
Ein Brandsatz zündet in einem Zim-
mer, in dem drei Kinder schlafen. 
Zwei Schwestern erleiden schwerste 
Brandverletzungen, die sechsjährige 
Mukades muss ins Krankenhaus nach 
Duisburg gebracht werden. Ihre acht-
jährige Schwester Zainab hat so 
schwere Verbrennungen, dass sie in 
eine Spezialklinik nach Hamburg 
geflogen wird. Die Familie war 1988 
aus dem Libanon geflohen, um in 
Deutschland ein sicheres Leben zu 
suchen.

In Hünxe gab es schon länger 
eine Neonazi-Skinhead-Szene, in der 
sich auch die drei Täter bewegten. 
Einer der Täter, Volker L., zum Tat-
zeitpunkt 18 Jahre alt, hatte laut 
Medienberichten in seinem Zimmer 
eine Hakenkreuzfahne, NS-Propagan-
damaterial und ein Hitlerbild hän-
gen. Im Rundbrief der Hilfsorganisa-
tion für nationale politische Gefan-
gene (HNG) schreibt sein Zellennach-
bar mehrfach über den Brandanschlag 
und fordert die LeserInnen auf, zum 
Prozess zu gehen, da ein »Schaupro-
zess allererster Güte kommen dürfte“. 
Gegenüber der Polizei äußerten die 
Täter, dass ihnen Hoyerswerda »als 
Vorbild gedient« habe und sie »ein 
Zeichen setzen« wollten. Nach der 
Tat rufen Neonazis bei der Familie zu 
Hause an und bedrohen sie mit den 
Worten: »Diesmal seid ihr davonge-
kommen, aber nächstes Mal passiert 
Euch Schlimmeres!«

Berichterstattung im SPIEGEL

Insgesamt gab es um den 3. Okto-
ber 1991 über 20 gewalttätige Über-
griffe gegen Geflüchtete, wie die taz 
am 4. Oktober meldet. Im Spiegel 
erscheint am 14. Oktober (Nr. 
42/1991, online abrufbar) ein Artikel 
von Cordt Schnibben über den 
Anschlag in Hünxe. Aber nicht Empa-
thie mit den Opfern ist ihm wichtig, 
sondern er beklagt die vermeintliche 
Ausgrenzung von deutschen Kindern 
in Hünxe durch »Asylanten« und den 
vierjährigen Bruder von Mukades und 
Zainab: »Die drei deutschen Jungen, 
die vor der alten Kirche von Hünxe 
Fussball spielen, können einem 
schon Leid tun. So schön sie auch 
flanken und schießen, immer läuft 
ein kleiner schwarzgelockter Zwerg 
in die Bahn, nimmt den Ball mit den 
Händen auf oder tritt dem Torwart in 
die Waden. (…) Nun wäre es eigent-
lich höchste Zeit, dem Kleinen was 

(c) Rassismus-toetet-Leipzig.org
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Barbara Reimann (geb. Dollwet-
zel), 1920 in Hamburg geboren, war 
schon als Jugendliche im Jugend-
verband der KPD, dem Kommunisti-
schen Jugendverband Deutschlands 
aktiv. In ihrer Schulzeit wurde sie 
von Mitschülerinnen, die im BDM 
organisiert waren, verprügelt. Ihr 
Vater wird im September 1933 in der 
Gestapo-Haft ermordet. Ihre Brüder 
Heinrich und Erich gehen ins Exil in 
die Sowjetunion. Barbara und ihre 
Mutter sind aktiv im Widerstand 
gegen die Nazis, bis sie 1942 verhaf-
tet werden. Nach einem Jahr Unter-
suchungshaft in Hamburg Fuhlsbüt-
tel werden sie in das Frauen-KZ 
Ravensbrück verschleppt, auf dem 
Nazidokument steht »Rückkehr 
unerwünscht«. Doch beide überle-
ben die KZ-Haft, vor allem durch 
Solidarität von Mithäftlingen. 

1946 organisiert Barbara Rei-
mann die Umbettung von 29 ermor-
deten Widerstandskämpfern in 

einen neu errichteten Ehrenhain für 
antifaschistische Widerstandskämp-
fer_innen nach Hamburg/Ohlsdorf. 
Sie ist weiterhin politisch aktiv, 
unter anderem in der VVN und der 
Lagerarbeitsgemeinschaft Ravens-
brück (DDR). Ab 1946 lebt sie in 
Ost-Berlin. Nach einem Kurs an der 
Richterschule wird Barbara Reimann 
Staatsanwältin, später arbeitet sie 
in der Rechtsabteilung im Minister-
rat. Noch zu ihrer Arbeitszeit spricht 
Barbara regelmäßig vor Schulklas-
sen und Jugendgruppen über ihre 
Geschichte und den Widerstand 
gegen die Nazis. Nachdem sie in 
Rente geht tut sie dies noch häufi-
ger, so dass sie manches Mal nicht 
alle Anfragen beantworten und auch 
nicht an allen Veranstaltungen teil-
nehmen kann. Im April 2013 ist 
Barbara Reimann gestorben.

Über das Leben von Barbara Rei-
mann gibt es ein Buch von Heike 
Kleffner und Franziska Bruder, die 

mit Barbara lange Interviews geführt 
haben. Die Erinnerung darf nicht 
sterben...Barbara Reimann – Eine 
Biografie aus acht Jahrzehnten 
Deutschland, Unrast Verlag, Ham-
burg 2000, für Fördermitglieder 
auch im apabiz auszuleihen. Das 
apabiz ist sehr froh, den Nachlass 
bekommen zu haben und somit die 
Widerstandsgeschichte einer ganzen 
Familie, die lange vor 1933 begon-
nen hat, zu erhalten. Dokumente 
wie Akten der Gestapo, Fotos und 
Briefe, aber auch den Winkel mit 
Häftlingsnummer, den Barbara an 
ihrem Kleid im Frauen-KZ Ravens-
brück tragen musste sind zu sortie-
ren und zu katalogisieren. Eine sehr 
spannende und interessante Aufga-
be, für die unser Team leider im 
Moment nicht die Kapazitäten hat. 
Daher freuen wir uns sehr über 
Unterstützung dabei. Wer Interesse 
hat, meldet sich bei uns.

Paula Tell

Archiv en detail
Nachlass von Barbara Reimann, Widerstandskämpferin und KZ-Überlebende

an die Ohren zu geben, aber die drei, 
mehr als doppelt so groß, flüchten 
fluchend vor Mohammed (…). Die 
Jugendlichen wissen, sie können 
dem Monster mit den leuchtenden 
Augen nichts tun. Sie haben Moham-
med Saado vor sich, Mitglied der pro-
minentesten Asylantenfami l ie 
Deutschlands.«

»Das Asylrecht geht zu Lasten 
des deutschen Volkes«

Die Rhetorik des Artikels spiegelt 
wider, wie zu Beginn der 1990er Jah-
re der Diskurs um Flucht und Asyl 
auch in den deutschen Medien 
geführt wurde. Nicht zuletzt in 
Gesprächen mit Bürger_innen aus 
Hünxe nach dem Anschlag wird der 
normale rassistische Alltag in einem 
westdeutschen Dorf deutlich: Die 
Jungs seien eigentlich ganz in Ord-
nung und die Medienberichterstat-
tung eine Lügerei. Zwei Wochen spä-
ter wird im Stern ein Kriminaloberrat 
beim BKA zitiert: »Der Mißbrauch des 
Asylrechtes ist die Normalität. Das 
geht zu Lasten des deutschen Vol-
kes.« Er rät Bürgern, »den Aufstand 

zu proben« . Drei Tage vor dem 
Anschlag in Hünxe hatten CDU, SPD 
und FDP im Stadtrat eine Resolution 
verabschiedet, in der eine »konse-
quente Abschiebepraxis« eingefor-
dert wurde.

Beim Prozess gegen Volker L., 
André C. und Jens G. sind sich Staats-
anwaltschaft und Verteidigung darin 
einig, dass die Schuldfähigkeit der 
Angeklagten aufgrund des Alkohol-
konsums erheblich eingeschränkt 
gewesen sei. Die drei Täter werden 
wegen schwerer Brandstiftung und 
schwerer  Körperver letzung zu 
Jugendstrafen von dreieinhalb bis 
fünf Jahren verurteilt. André C. 
nimmt sich nach der Haft das Leben. 
Volker L. scheint untergetaucht zu 
sein. Nur Jens G. lebt nach seiner Ent-
lassung ganz in der Nähe von Hünxe, 
bei den Opfern hat er sich nie ent-
schuldigt. In einer Reportage über 
Hünxe wird auch 23 Jahre nach dem 
Brandanschlag deutlich, dass der 
Anschlag die Schwestern nach wie 
vor begleitet, zum einen durch physi-
sche Schmerzen und zum anderen 
durch die psychische Belastung. Zai-

nab konnte in der Hamburger Klinik 
aufgrund der Entfernung nur selten 
Besuch von ihren Eltern bekommen. 
Auch später in ihrer Schulzeit wurde 
sie ausgelacht und ausgegrenzt, auf-
grund ihrer Brandnarben.

»Deutschland ist ein 
ausländerfreundliches Land«

Frappierend erinnern die Worte 
von Heribert Prantl in der Süddeut-
schen Zeitung vom 27. Mai 1992 
anlässlich des Gerichtsprozesses an 
die aktuelle Debatte: In den Tagen 
nach dem Anschlag seien die Politi-
ker »auf Kuscheltour gegangen, 
haben Asylbewerber besucht und 
Kinder auf den Arm genommen. Das 
ist schon wieder vorbei. Nach der 
Schrecksekunde wurde die Asyldebat-
te noch übler fortgesetzt als vorher. 
Was also soll man den Opfern sagen? 
Trösten wir sie mit einem Wort des 
Bundeskanzlers zum Tag der deut-
schen Einheit: ›Deutschland ist ein 
ausländerfreundliches Land‹.«

Paula Tell, Sarah Kaminski
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Er hat ja so recht, der Wolf Wet-
zel! Nein, im Ernst, wenn er 

schreibt: »Nehmen wir einmal an, 
dass die Geheimdienste 13 Jahre 
von der Existenz des NSU nichts 
gewusst haben und Jahrzehnte 
nichts von den systematischen Aus-
spähungen britischer und US-ameri-
kanischer Geheimdienste… Für die-
se systematische Ahnungslosigkeit 
muss man keine Milliarden Euro aus-
geben!«, dann hat er einfach recht. 
Er hat überhaupt fast durchgehend 
recht, auch wenn nicht viel neues in 
seinem jüngsten Kompendium zu 
finden ist. Die Leistung des Buches, 
das sich auch rasch wegliest, ist es, 
die verschiedenen Aspekte, die 
einen geheimdienstlichen Staat im 
Staate konstituieren, zusammenzu-
denken und ausgehend vom Orwell-
schen »1984« über Horst Herolds 
Rasterfahndung, die aktuelle Dis-
kussion über die späte Wiederauf-
nahme der Ermittlungen zum Okto-
berfestattentat, die Vorratsdaten-
speicherung und die Stay-behind-
Armeen der NATO bis hin zum NSA-
Skandal noch einmal aufzufächern. 
Ausgehend von der freiwilligen 
Selbstbeteiligung der Bürger_innen 
an ihrer Totalüberwachung, der Wir-
kungslosigkeit der wenigen demo-
kratisch legitimierten Kontrollins-
tanzen und dem offensichtlichen 
Einvernehmen der beteil igten 
Geheimdienste an extralegalen Akti-
onen beschreibt Wetzel sein Entset-
zen darüber, wie folgenlos all das im 
Sande verläuft. Skandal auf Skandal 
wird durch die Kommunikationsnet-
ze und Medien gejagt, ungeheuerli-
che Enthüllungen durch Wikileaks, 
Snowden und andere Whistleblower 
und selbst die kaum fassbaren 
Ungereimtheiten im NSU-Kontext 
bringen den öffentlichen Diskurs 
stets nur kurz in Wallungen und ehe 
man sich's versieht ist wieder alles 
beim Alten. Selbst Dreistigkeiten 
wie das Diktum des Vize-Kanzlers 
Sigmar Gabriel, wenn es die Vorrats-
datenspeicherung »bereits zum Zeit-
punkt der ersten NSU-Morde« gege-
ben hätte, »hätten wir weitere ver-
mutlich verhindern können«, blei-
ben winzige Aufreger, die nichts an 

der grundsätzlichen parteiübergrei-
fenden Zustimmung zu unkontrol-
lierter Totalüberwachung ändern.

Auch im Zusammenhang mit 
dem NSU trägt Wetzel nochmal all 
die »Highlights« der Ungereimthei-
ten zusammen, etwa den Fall des 
hessischen V-Mann-Führers Andreas 
Temme, der am Kasseler Mordtatort 
anwesend war, des Heilbronner 
Mordanschlags auf die Polizistin 
Michèlle Kiesewetter und ihren Kol-
legen, der wie durch ein Wunder 
den Kopfdurchschuss überlebte, 
oder das rätselhafte Sterben einiger 
wichtiger (potentieller) Zeug_innen. 
Wetzels Logik zufolge steckt hinter 
allem letztlich doch ein gelenkter 
Komplott: »Das Abtauchen der Mit-
glieder des Thüringer Heimatschut-
zes 1998 war gewollt. Man hat sie 
geradezu dafür aktiviert und jede 
Möglichkeit, sie festzunehmen, 
unterbunden. Diese Entscheidung 
wurde jeweils auf der Ebene der 
Innenminister getroffen.« Aber war-
um? Wetzel vermutet, der »NSU lie-
ferte (…) die Toten, und die Ermitt-
lungsbehörden lieferten den ihn 
passenden politischen Kontext, als 
Beleg für die ständig beschworene 
Gefahr der ‚Ausländerkriminalität‘, 
als blutigen Beweis für das Anwach-
sen ‚Organisierter Kriminalität‘ (OK), 
dessen Bekämpfung einmal mehr 
intensiviert werden muss.« (Fehler 
im Original)Das ist wahrscheinlich 
ziemlicher Blödsinn, ebenso wie die 
Behauptung, dass mit der rassisti-
schen Stoßrichtung bei der Ermitt-
lung zu den »Dönermorden« die 
Gefahr von »Schläfern« und »ticken-
den Zeitbomben« unter den unauf-
fällig lebenden Nicht-Deutschen 
beschworen werden sollte. Im übri-
gen werden so aus überzeugten 
Nazi-TerroristInnen willenlose Mari-
onet ten  des  Gehe imd iens te s 
gemacht.

Natürlich darf man über all die 
ungeklärten Fragen spekulieren und 
kühne Thesen äußern, zumal die 
geheimdienstlichen Machenschaften 
hinter einer Mauer des Schweigens 
und Vertuschens abgeschottet wer-
den und eine Beweisumkehr nicht in 
Sicht ist. Aber dabei sollte man 

doch auf dem Teppich bleiben. Ver-
schwörungstheorien beginnen dort, 
wo diese Spekulationen als Gewiss-
heiten angepriesen werden, worin 
Wetzel ein Meister ist. Immer dort, 
wo er am schärfsten argumentiert, 
fehlen die ohnehin spärlichen Bele-
ge vollends. Für Wetzel ist es klar, 
dass beim Tod »der beiden Uwes« 
eine »dritte Hand« im Spiel war und 
dass sich hinter dem großen Konfet-
ti-Berg aus NSU-Akten ein koordi-
nierender »Krisenstab« verbirgt. 
Dezidierte Nachweise dafür bleibt er 
schuldig. 

Mit dem Aufruf im erstaunlich 
banalen Schlusskapitel, diesem 
geheimdienstlich konstituierten 
Leviathan die Loyalität zu entzie-
hen, macht sich Wetzel selbst 
unglaubwürdig, wenn er selbst 
davon spricht, dass sich der Verfas-
sungsschutz während der 13 NSU-
Jahre im »künstlichen Wachkoma« 
befunden habe. Also doch koma-
bedingtes Versagen und nicht »tie-
fer Staat«? Und: Welche Loyalität?

Vereinzelt tauchen auch im 
Internet abrufbare Fundstellen aus 
den NSU-Prozessakten auf, sonst 
bezieht sich Wetzel auf Zeitungsar-
tikel und eine übersichtliche Litera-
tur- und Medienliste, die durchaus 
nicht alle relevanten Quellen, Doku-
mente und Publikationen zum The-
ma enthält, was vor allem vor dem 
Hintergrund des Rundumschlags des 
Buches und der großen Geste seines 
Autors doch etwas dürftig erscheint.

Friedrich Burschel

Wolf Wetzel: Der Rechtsstaat im Untergrund. 
Big Brother, der NSU-Komplex und die not-
wendige Illoyalität, Köln 2015.

Rezension

Große Geste - kaum etwas dahinter
Der Rechtsstaat im Untergrund – Wolf Wetzel
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Tod eines Neonazis und VS-
Spitzels
Karlsruhe • Am 2. Oktober fanden 
sich auf dem Karlsruher Hauptfriedhof 
rund 200 Neonazis ein, um der Beer-
digung von Roland Sokol beizuwoh-
nen. Sokol war seit den 1990er Jah-
ren im Raum Karlsruhe, aber auch 
überregional in den verschiedensten 
Neonazinetzwerken und -organisatio-
nen aktiv, darunter Blood & Honour, 
Hammerskins, Hooligan-Gruppen und 
diverse Kameradschaften. Als Bassist 
spielte Sokol zudem in der Neonazis-
kinband Triebtäter. Zwei Tage nach 
seiner Beerdigung veröffentlichte die 
Antifa Freiburg einen ausführlichen 
Recherche-artikel über Sokol und sei-
ne Aktivitäten, wobei insbesondere 
die darin aufgedeckte jahrelange 
Zusammenarbeit mit dem Verfassungs-
schutz Aufmerksamkeit verschaffen 
dürfte. Auch im NSU-Komplex taucht 
der Name Sokol auf: Das einzige 
Bekenner-Video, was an die neonazi-
stische Szene geschickt wurde, 
erreichte den Patria-Versand, der in 
etwa dem gleichen Zeitraum von Sokol 
übernommen wurde.

NPD-»Bürgerwehr« verteilt 
Pfefferspray
Berlin • Seit einigen Wochen agitiert 
die NPD in Berlin-Pankow mit anti-
ziganistischen Aktionen im Ortsteil 
Blankenburg gegen obdachlose Men-
schen, die dort in einem leerstehen-
den Gebäude untergekommen sind. Zu 
einer ersten Kundgebung Anfang Sep-
tember konnte der Pankower Kreisver-
band 8 rund um Christian Schmidt 
unter dem Motto »Sicherheit durch 
Recht und Ordnung« jedoch nur ein 
Dutzend (?) Kameraden mobilisieren. 
Trotz dieser eher geringen Mobilisie-
rungsfähigkeit ist der KV8 momentan 
einer der aktivsten Kreisverbände der 
NPD in Berlin. Seit der Bekanntma-
chung von Plänen des Berliner Senats 
im Herbst vergangenen Jahres, in 
Berlin-Buch ein Containerdorf für 
Geflüchtete zu errichten, organisierte 
der Pankower Kreisverband die Logi-
stik auf diversen Demonstrationen 
und Kundgebungen, die sich gegen 
die Unterkunft richteten. 
Auf Facebook kündigte die NPD nun 
an, regelmäßig eine »Kiezstreife« in 
Blankenburg durchzuführen. Bisher 
fanden vier dieser Patrouillen statt. 
Zuletzt wurde dort auch Pfefferspray 
an Passant_innen verteilt. Explizit 
ruft die NPD auch minderjährige Frau-
en dazu auf, sich bei ihnen zu mel-

den, da sie »noch einige davon auf 
Lager« hätten. Das Mitführen von 
Pfefferspray ist in Deutschland nur 
unter bestimmten Voraussetzungen 
legal – zudem ist es nur als Tierab-
wehrspray zugelassen. 

»Marsch für das Leben« 
erstmalig blockiert
Berlin • Am 19. September 2015 fand 
der 11. »Marsch für das Leben« – vor-
mals »1000-Kreuze-Marsch« – in Ber-
lin statt. Zum ersten Mal gelang es 
einigen der rund 2.000 antifaschisti-
schen und feministischen Gegende-
monstrierenden, mobilisiert vom 
»Bündnis für sexuelle Selbstbestim-
mung« und dem Bündnis »What the 
fuck«, den Marsch für rund zwei Stun-
den zu blockieren. Nach unserer Zäh-
lung waren rund 5.000 fundamentali-
stische, antifeministische ChristInnen 
dem Aufruf des Bundesverbands Lebens-
recht (BVL) gegen Abtreibung, Sterbe-
hilfe und PID/PND nach Berlin 
gefolgt, darunter auch AfD-Politike-
rInnen wie Beatrix von Storch. Damit 
hat sich die Zahl der ChristInnen nur 
geringfügig erhöht (Eigenangabe ist 
7.000), gefeiert wurden allerdings 
ausdrücklich die »persönlichen Grü-
ße« vom Papst Franziskus sowie die 
Teilnahme von Amtsträgern, insbeson-
dere von vier katholischen Bischöfen: 
Weihbischof Matthias Heinrich (Ber-
lin), Weihbischof Thomas Maria Renz 
(Rottenburg-Stuttgart), Bischof 
Rudolf Voderholzer (Regensburg) und 
Weihbischof Andreas Laun (Salzburg). 
Wie jedes Jahr folgte einer Auftakt-
kundgebung mit diesmal 14 RednerIn-
nen auf dem Platz vor dem Bundes-
kanzleramt ein Schweigemarsch mit 
weißen Holzkreuzen und vor allem 
Plakaten und Transparenten des BVL 
durch die City Ost zum Lustgarten, wo 
der Abschlussgottesdienst im Regen 
stattfand. 
Inhaltlich war vor allem die Rede vom 
BVL-Vorsitzenden Martin Lohmann 
geprägt von einer Abgrenzung gegen 
jeden »Extremismus« und »Fundamen-
talismus« mit bezeichnenden rhetori-
schen Stilblüten: »Wir mögen keine 
braunlackierte rote Ideologie und 
ebensowenig rotlackierte braune. […] 
Das Ja zum Leben ist extrem gut. 
Aber das Töten ist extrem extremi-
stisch.« Auch setzte er das tausendfa-
che Sterben von flüchtenden Men-
schen im Mittelmeer mit Sterbehilfe 
und Abtreibungen gleich: »Wir alle 
hier plädieren für eine echte, gute 
und glaubwürdige Willkommenskultur, 

überall: Für die Flüchtlinge [...], für 
die Alten [...], für die noch nicht 
geborenen Menschen, die schon da 
sind und einfach nur leben wollen.« 
So produzierte auch der BVL neue 
Schilder mit dem Slogan »Willkom-
menskultur auch für Ungeborene«.

Mini-Partei »Bündnis C« 
startet durch
Berlin • Im Vorfeld des Marsches fand 
am Vormittag des 19. September eine 
erste »öffentliche Präsentation« der 
neuen christlichen Kleinstpartei Bünd-
nis C – Christen für Deutschland statt, 
die aus der Fusion der Parteien AUF 
(Arbeit Umwelt Familie) und PBC (Partei 
Bibeltreuer Christen) im März 2015 
hervorgegangen ist. Starrednerin war 
die 90jährige Autorin und Kinder- und 
Jugendpsychologin Christa Meves, 
Spitzenkandidatin für die Europawahl, 
die regelmäßig in christlich-funda-
mentalistischen bis extrem rechten 
Publikationen und Veranstaltungsrah-
men präsent ist. Daneben redeten vor 
nur 50 ZuhörerInnen der Bundesvor-
sitzende Ole Steffes, der Beisitzer 
Michael Ragg, Pfarrer und Monarchist 
Philip Kiril Prinz von Preussen (der am 
24. Oktober 2015 Elsässers Compact-
Konferenz eröffnen soll), der Autor 
Manfred Spieker, Stienieke van der Graaf 
(NL, ChristenUnie und ECPM-Vorstand) 
und der Autor Michael Hesemann. The-
ma war eine zwangsoptimistische Auf-
bruchstimmung voller Hoffnung, dass 
eine wirklich christliche Politik sich 
durchsetzen werde, sowie die Gefah-
ren der aktuellen – d.h. muslimischen 
– »Völkerwanderung« und des »Ver-
nichtungsprogramm« Gender Main-
streaming (Meves).

Blockade des 
Lebensschützer-
Innen-Zuges am 
19. September 
2015 in Berlin-
Mitte 
| (c) Christoph 
Loeffler
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• Phillip Becher, Christian Begass, Josef Kraft: Der 
Aufstand des Abendlandes. AfD, PEGIDA & Co.: 
vom Salon auf die Straße, Papyrossa, Köln 2015.
Gleich zu Beginn formulieren die Autoren die 
These, dass PEGIDA nicht als plötzliches Phäno-
men zu werten sei, sondern mit anderen politi-
schen Entwicklungen in Wechselwirkung stehe: 
Bundespräsident Gaucks Postulat der »Verant-
wortung Deutschlands in der Welt« zum einen, 
und der Aufstieg der AfD innerhalb der  
bundesdeutschen Parteienlandschaft zum ande-
ren. Letztere habe zu einer Professionalisierung 
in der deutschen Rechten beigetragen. Das  
Buch gibt einen knappen Überblick über die 
rechten Protestbewegungen wie PEGIDA, Legida, 
HoGeSa und Pro Deutschland und Co und deren 
Verhältnis zur Parteienlandschaft sowie dem Ide-
enspektrum der Neuen Rechten. Mit rund 120 
Seiten bietet das Buch einen Überblick über die 
Akteure und Netzwerke auch europaweit, die an 
einem rechten Gesellschaftsprojekt arbeiten und 
dabei nun auch Resonanz auf der Straße gefun-
den haben.

• Frank Apunkt Schneider: Deutschpop halt's 
Maul! Für eine Ästhetik der Verkrampfung, Ventil 
Verlag, Mainz 2015.
Der Titel ist Programm: In über zwei Dutzend 
essayartigen Kapiteln auf etwa 100 Seiten geht 
Frank Apunkt Schneider mit der Geschichte 
deutscher Popmusik hart ins Gericht. Ziel seiner 
Kritik ist nicht Pop aus Deutschland per se, son-
dern dessen »unverkrampft« deutschsprachige 
Variante. Schneider spart dabei nicht an steilen 
Thesen: »Die utopische Spur, die Popkultur als 
Alternative zu Volksgemeinschaft und Scholle 
einmal legte, wird von der deutschen Popidenti-
tät gerade so systematisch ausradiert, dass sie 
bald schon eine weitere Zukunft sein könnte, 
die es nicht mehr länger gibt.« Schneider nimmt 
sich nicht nur so einfacher Gegner wie der rech-
ten Rockband Frei.Wild an, sondern macht auch 
vor linken Bands wie Kettcar und Tomte bzw. 
deren Sänger Thees Uhlmann nicht halt. Diese 
hätten zwar »(noch....) nicht für Deutschland« 
gesungen. Aber »ihr kleinbürgerlicher Gemütsin-
diepop pass[e] gut zum Entkrampfungsbefehl 
der Berliner Republik.« Offensiv provokativ ist 
Schneider allemal, trotz einiger polemischer 
Überspitzungen meist pointiert und dazu noch 
sehr unterhaltsam. 

• Kirsten John-Stucke & Daniela Siepe (Hg.): 
Mythos Wewelsburg – Fakten und Legenden, Ferdi-
nand Schöningh, Paderborn 2015.
Die »Schwarze Sonne« ist wohl eines der belieb-
testen Symbole der internationalen neonazisti-
schen Szene – sei es als Motiv für Tattoo, T-Shirt 
oder CD-Cover. Sie geht zurück auf ein Bodenor-
nament in dem von der SS genutztem Schloss 
Wewelsburg. Vor allem mit dem Ende des Natio-

nalsozialismus wurde die Wewelsburg und mit 
ihr die Schwarze Sonne von verschiedensten Sei-
ten mystisch interpretiert und auch politisch 
genutzt. In dem Sammelband wird versucht sich 
dieser Nutzung in zehn Beiträgen zu nähern. 
Neben der Nachzeichnung der Aktivitäten der SS 
um die Wewelsburg sowie der Betrachtung der 
Literatur zur SS werden vor allem die Legenden 
und Mythen betrachtet. Dazu gehören Beiträge 
zur Nutzung der Wewelsburg/Schwarze Sonne in 
verschiedenen Literaturgattungen wie in der 
Phantasie-Literatur oder Thrillern und Comics. 
Natürlich darf eine Betrachtung der Esoterik und 
Verschwörungstheorien bei diesem Thema nicht 
fehlen. Leider findet sich das vielschichtige The-
ma Schwarze Sonne/Wewelsburg und deren Nut-
zung/Rolle bei der extremen Rechten nur einen 
bescheidenen Platz in diesem Buch. Trotzdem 
eine lesenswerte Lektüre.

• AutorInnenkollektiv loukanikos (Hrsg.), History 
is unwritten, edition assemblage, Münster 2015.
Die Publikation ist die erweiterte Dokumentati-
on der gleichnamigen Konferenz in Berlin vom 
Dezember 2013. In 25 Beiträgen diskutieren his-
torisch Forschende, Autor_innen, Künstler_
innen und politische Initiativen über einen 
emanzipatorischen Umgang mit Geschichte. Das 
Buch ist in vier Schwerpunkte gegliedert:  
Retrospektiven, Ausgraben und Erinnern, 
Angreifen und Stören und Im Zweifel für den 
Zweifel? Der Stil der einzelnen Artikel unter-
scheidet sich, einige sind aufgrund ihrer akade-
mischen Sprache nicht für alle lesbar. Trotzdem 
empfiehlt sich das Buch sehr. Die unterschiedli-
chen Themen und Schwerpunkte ermöglichen 
einen sehr guten Überblick über vergangene und 
gegenwärtige Diskurse in der Geschichtsland-
schaft, über (Gedenk-)politiken, Aktionsformen 
und Utopien. 
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Spendenbescheinigung erwünscht 
(Fördermitglieder und Dauerspen-

der_innen erhalten diese 1x jährlich)

In dieser Rubrik wollen wir Euch 
einen kurzen Überblick über 
Bücher, Broschüren und andere 

Medien geben, die im Archiv neu eingegangen und ab sofort verfügbar sind. Darüber hinaus 
werden wir auf bestimmte Sachgebiete hinweisen, zu denen Ihr Sammlungen bei uns finden 
könnt. Danke an die Verlage.

Neu im Archiv

Das Info-Paket 
vom apabiz e.v.
Nicht nur für Vereine und Institutionen, sondern für 
alle, die in den Genuss des gesamten Service des 
apabiz e.v. kommen möchten, gibt es jetzt unser 
Info-Paket in den Größen S, M und L:

• je 3/10 / 20 Exemplare des monitor pro Ausgabe
• den ReferentInnen-Katalog inklusive Updates
• zwei Exemplare aller neuen Publikationen des 

apabiz e.v. (Broschüren, Handreichungen etc.)
• Sonderkonditionen bei Nachbestellungen und  

Recherche-Anfragen

gibt es für 70 Euro / 100 Euro /  130 Euro im Jahr!


